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Folgt nun, nach der regionalpoli-
tisch motivierten Strukturerhal-
tungsdebatte über die Berufs-
schulen, die regionalpolitisch mo-
tivierte Strukturerhaltungsdebat-
te über die Spitäler? Die Verant-
wortlichen der Regionalspitäler
schlagen Alarm gegen «Zentrali-
sierungsfanatiker»: Sie fürchten,
der Sparwelle des Kantons zum
Opfer zu fallen. Sie gehören ja
nicht dem Kanton, sind aber
mannigfach mit ihm verbandelt,
via Spitalliste, Leistungsaufträge
und Kostenbeteiligungen. Die Re-
gionalspitäler haben schon eini-
ges getan, um sich fit zu halten.
Leuggern und Menziken haben
eine gemeinsame Betriebs-AG ge-
gründet, Laufenburg und Rhein-
felden haben fusioniert, Zofingen
ist heute Aussenstelle von Aarau.

Die Aargauer Politik hat sich jah-
relang allein in die Frage ver-
krallt: Brauchen wir wirklich zwei
Kantonsspitäler? Die Regionalspi-
täler segelten unbehelligt im
Windschatten dieses Gefechts.
Nun ist die Kantonsspitäler-Frage
entschieden: Es braucht für den
viertgrössten Kanton beide. Da-
mit ist der Windschutz für die Re-
gionalen weg – und sie geraten
ins Visier. Das ist nicht unanstän-
dig. Zu vorschnellen Schliessun-
gen wird es nicht kommen. Aber
Strukturerhaltung um jeden Preis
ist auch hier nicht angebracht.

Von den Spitälern zur Kultur – ge-
nauer: zum Kulturlastenaus-
gleich. Der Aargau zahlt jährlich
Millionenbeträge an die Kantone
Zürich und Luzern, weil viele Kul-
turbeflissene aus dem Rüebliland
in der Limmat- und der Leuch-
tenstadt Hochkultur konsumie-
ren. Die freisinnige Grossratsfrak-
tion will nun diese Vereinbarung
kündigen. Der Ausstieg wäre
nicht unriskant. Zieht man näm-
lich alle interkantonal fliessenden
Finanzströme in Betracht, ist der
Aargau klarer Profiteur. Das gros-
se Zürich aber verteilt Geld.

Trotzdem gilt auch hier: Überprü-
fen ist nicht unanständig. Ein
Punkt irritiert nämlich schon ein
wenig. In der Debatte um den
Beitritt zur Kulturlasten-Vereinba-
rung vor 7 Jahren stellte die Poli-
tik eine klare Bedingung: Die Mil-
lionen sind keine milden Gaben
an die Zürcher oder Luzerner
Staatskasse, sondern müssen im
korrekten Verhältnis zu den Aar-
gauer Gästen an die einzelnen In-
stitutionen wie Tonhalle, Oper
oder KKL fliessen. Im Erlass über
den Kulturlastenausgleich aber
lesen wir in Artikel 6: «Die Abgel-
tungen werden vom Standortkan-
ton vereinnahmt und dienen der
Entlastung seiner Staatskasse.» Ja
was jetzt? Wird nun klar abge-
rechnet oder sind es milde Gaben
für notleidende Nachbarn? Wir
empfehlen, den Verbleib in der
Vereinbarung von diesem Punkt
abhängig zu machen. Eben: Über-
prüfen ist nicht unanständig.
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Herr Knecht, die Schweizer Wirt-
schaft wuchs im zweiten Quartal um
0,6 Prozent. Ist der Frankenschock
überwunden?
Daniel Knecht: Die Entwicklung im
Kanton Aargau ist noch mit Unsicherhei-
ten behaftet. Maschinen- und Metall-In-
dustrie sowie die Exporte sind wieder
leicht im Plus. Diese und weitere Bran-
chen (Fachhandel) stehen aber weiter
unter enormem Kostendruck.

Ist dieser Schock also überwunden?
Die Wirtschaft ist dabei, ihn zu verarbei-
ten, die Talsohle zeichnet sich ab. Auch
ist der Arbeitsmarkt erstaunlich stabil.
Leider läuft der europäische Markt aber
ausser in Deutschland nicht gut. Dazu
kommt, dass die Differenz zwischen Fir-
men, denen es gut geht, und solchen, de-
nen es schlecht geht, wächst. Und den-
ken wir daran: Wir stecken im grössten
Umstrukturierungsprozess seit 25 Jahren!
Ich bin heute aber etwas optimistischer
als vor einem halben Jahr.

Was soll der Aargau, dessen Export-
wachstum hinter dem der Schweiz
herhinkt, tun?
Ich wünschte mir, dass sich der Aargau
ein grösseres Stück vom ertragsstarken,
zukunftsträchtigen Life-Sciences-Kuchen
sichern kann. Ein deutscher Pharma-Ma-
nager sagte mir, der Raum Basel/Zürich
sei für die Life Sciences das, was das Sili-
con Valley für die IT ist, da müsse man
einfach dabei sein. Ich teile seine Ein-
schätzung.

Life Sciences sind im Fricktal sehr
stark, und trotzdem entwickeln sich
Aargauer BIP und Exporte unter-
durchschnittlich. Das erstaunt.
Das erstaunt mich auch. Hier wird der
Aargau in der Bundesstatistik meines Er-
achtens unterschätzt. Für diese zählt
nicht der Herstellungsort, sondern der
Ort, wo ein Produkt verzollt und expor-
tiert wird oder wo der Hauptsitz einer
Firma ist. Das ist für Aargauer Betriebe
oft Basel. Etliche unserer Exporte wer-
den so Basel zugerechnet. Derzeit ver-
schiebt Roche weitere Hunderte Arbeits-
plätze nach Kaiseraugst. Im derzeitigen
Endzustand werden dann gegen 4000
Mitarbeiter dort tätig sein! Das stärkt uns.

Wo sehen Sie die grösste Herausfor-
derung für die Aargauer Wirtschaft?
Zürich gilt als Banken- und Versiche-
rungsplatz, Basel steht für Life Sciences,
der Aargau bisher für Energieproduktion
und -verteilung. Wir stehen in einem
grossen Anpassungsprozess. Immerhin
sind die Voraussetzungen, um auf Zu-
kunftszüge aufzuspringen, dank unserem
– noch – vergleichsweise liberalen Ar-
beitsrecht gut. Diesen Standortvorteil
müssen wir gegen die grassierende Regu-
lierungswut unbedingt verteidigen.

Eben hat der Kanton gegen Protest
von links die Gewinnsteuern gesenkt.
Prompt sinken die Einnahmen stark.

Der Gewinnsteuereinbruch von mehre-
ren Dutzend Millionen Franken geht voll
auf das Konto der Frankenstärke. Als die
Nationalbank 2015 den Mindestkurs auf-
gab, verloren die Auftrags- und Lagerbe-
stände der Aussenhandel betreibenden
Firmen über Nacht 15 Prozent an Wert.
Allein das Lager der Chemia verlor eine
halbe Million Franken. Das ist aber ein
Einmaleffekt. Die Gewinnsteuern werden
sich wieder stabilisieren. Ohne Franken-
schock hätte die Steuersenkung für viele
mittelständische Firmen sogleich einen
Entlastungseffekt gehabt. Jetzt kommt er
später.

Die Gewerkschaften fordern einen
neuen Mindestkurs. Der könnte hel-
fen, warum lehnen Sie ihn ab?
Die Nationalbank versucht offenkundig,
mit Interventionen wieder einen Kurs
von über 1.10 Franken/Euro zu errei-
chen. Einige kommen mit der jetzigen Si-
tuation sehr gut zurecht. Für andere – da
zähle ich uns dazu – ist der harte Franken
ein Fitnessprogramm, das die gesamte
Volkswirtschaft durchlaufen muss.

AIHK und Gewerbeverband wollen
keine Steuererhöhung und dafür
beim Personal sparen. Die Regierung
liess Sie abblitzen. Beissen Sie jetzt in
den sauren Apfel?
Erfreulich in der Antwort der Regierung
ist, dass auch sie die Bedeutung guter
Rahmenbedingungen erkannt hat. Ende
September kommt es zum Spitzenge-
spräch. Für eine Steuererhöhung sind
wir nicht zu haben.

Die Unternehmenssteuerreform III
steht an. Wo steht hier der Aargau?
Der Aargau ist ein weisser Rabe. Er hat
nämlich praktisch keine spezialbesteuer-
ten Unternehmungen. Diese Steuerpra-
xis wird ja von der EU nicht mehr akzep-
tiert. Der Aargau hat kaum Domizilgesell-
schaften. Damit besteht auch kein Risiko,
dass solche wegziehen.

Der Kanton wird die Gewinnsteuer
weiter senken müssen. Das erfüllt
viele mit Sorge um die Finanzen.
Zu Unrecht, der Minderertrag wird vom
Bund durch einen höheren Kantonsan-
teil bei der direkten Bundessteuer weit-
gehend ausgeglichen. Wir müssen in ers-
ter Linie zu unseren mittelständischen
Firmen schauen. Anders als in anderen
Kantonen, wie beispielsweise Zürich,
macht es für den Aargau keinen Sinn, ei-
ne «zinsbereinigte Gewinnsteuer (NID)»
einzuführen. Viel wichtiger ist, die Divi-
dendenteilbesteuerung auf dem heutigen
Niveau von 40 Prozent zu halten und sie
keineswegs – wie geplant – um 50 Pro-
zent zu erhöhen! Absolut zentral ist, an
unserem liberalen Arbeitsrecht und am
Arbeitsfrieden festzuhalten.

Daniel Knecht, Unternehmer und Geschäftsführer
der Knecht Brugg Holding AG (zu der die Chemia
gehört), Präsident der Aargauischen Industrie-
und Handelskammer (AIHK). Diese zählt über
1700 Mitgliedunternehmen, die zu rund 40 Pro-
zent in der «Industrie» und zu 60 Prozent in «Han-
del» und übrige «Dienstleistungen» tätig sind.

Präsident der Industrie- und Handelskammer empfiehlt, vermehrt auf Zukunftstechnologien zu setzen.
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VON MATHIAS KÜNG

«Mehr Life Sciences für Aargau»

Daniel Knecht in einem Lager seiner Firma in Brugg. Alex Spichale

So entwickelt sich die Wirtschaft im Aargau

In Prozent 2015 2016 2017 ab 2018

Reale Veränderung des
Bruttoinlandprodukts im
Kanton Aargau

0,6 1,2 1,8 1,8
(Prognose
Potenzial)

Arbeitslosenquote im Kanton
Aargau

3,1 3,4 3,3 3,0

Bevölkerungswachstum im
Kanton Aargau

1,3 1,3 1,3 1,0

Teuerung Konsumentenpreise –1,1 –0,6 0,2 0,8

Quelle: Kanton Aargau, AFP-Botschaft

Die FDP will mit einer Standesinitiative
eine höhere Kostenbeteiligung des Bun-
des im Asylbereich erreichen. Den An-
trag auf Direktbeschluss reicht die frei-
sinnige Fraktion am Dienstag im Gros-
sen Rat ein. Ihre Forderung: Der Bund
soll während der ersten zehn Jahre die
vollen ungedeckten Kosten für vorläu-
fig Aufgenommene und anerkannte
Flüchtlinge übernehmen. Die FDP be-
fürchtet ansonsten grosse finanzielle
Probleme für Kantone und insbesonde-
re Gemeinden, sollte es zu einem wei-
teren Anstieg von Asylgesuchen kom-

men. Denn bislang beteiligt sich der
Bund nur die ersten fünf (anerkannte
Flüchtlinge) bzw. sieben Jahre (vorläu-
fig aufgenommene Personen) an den
Kosten. Zu kurz, findet die FDP. Denn
diesen Menschen gelinge es nur «in un-
genügendem Masse, wirtschaftlich
selbstständig zu werden».

Schützenhilfe für Philipp Müller
Der Bundesrat will nicht, dass der
Bund künftig die Kosten für Flüchtlinge
und vorläufig Aufgenommene während
der ersten zehn Jahre übernimmt. Er
beantragt dem Parlament deshalb, eine
Motion des Aargauer FDP-Ständerats

Philipp Müller abzulehnen. Seine Partei
will dies verhindern. Die Standesinitia-
tive soll Müllers Anliegen unterstützen.

Mit einem weiteren Vorstoss verlan-
gen die Freisinnigen zudem Klarheit
über die Erwerbsquote von Personen
aus dem Asylbereich. Bereits jetzt wür-
den die Aargauer Gemeinden 70 Millio-
nen Franken bezahlen. Die FDP will
nun wissen, wie sich diese Kosten in
Zukunft entwickeln.

SVPler stellt Fragen zur Sicherheit
Ebenfalls eine Interpellation zum Asyl-
bereich wird SVP-Grossrat Daniel Wehr-
li an der Sitzung vom Dienstag einrei-

chen. Wehrli verlangt vom Regierungs-
rat Antworten auf die Frage, ob von
Asylbewerbern im Kanton Aargau ein
Sicherheitsproblem ausgeht. Hinter-
grund des Vorstosses sind die Vorfälle
in verschiedenen Asylunterkünften. So
kam es in Kaiseraugst, Baden, Aarau
und Suhr zu Messerstechereien mit
Verletzten und gar einem Toten. Daniel
Wehrli will wissen, wie viele Male Kan-
tonspolizei, Regionalpolizei oder Si-
cherheitsdienste in den letzten 12 Mo-
naten intervenieren mussten. Der SVP-
Grossrat möchte die Statistik nach Be-
zirken und Unterkünften aufgeschlüs-
selt sowie Angaben zu den Delikten.

An der Grossratssitzung vom Dienstag werden gleich drei Vorstösse zu Flüchtlingsfragen eingereicht.
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VON JÜRG KREBS

FDP fordert Asyl-Standesinitiative
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